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Beschluss-Nr. PLV 24/06/21 vom 19.10.2021
der Regionalen Planungsgemeinschaft Mittelthüringen (RPG) über die

Stellungnahme zum 2. Entwurf des Netzentwicklungsplanes Strom 2035

Mit dem Kohleausstieg und dem Ausstieg aus der Kernenergie einerseits und dem fortschreiten­
den Ausbau der Erneuerbaren Energien andererseits wurde in Deutschland die sogenannte ,,Ener­
giewende" beschlossen. Dadurch werden sich in Zukunft insbesondere die (großen) Energieer­
zeuger anders verteilen als bisher: Während in Süd- und Westdeutschland die Atommeiler vom
Netz gehen und in West- und Ostdeutschland die Kohleverstromung beendet wird, wird vor allem
in Norddeutschland die Windenergienutzung stark ausgebaut. Da die große, viel Energie verbrau­
chenden Unternehmen weiterhin insbesondere in Süddeutschland zu finden sind, muss verstärkt
Strom vom Norden in den Süden transportiert werden.
Vor diesem Hintergrund haben die Übertragungsnetzbetreiber den gesetzlichen Auftrag, alle zwei
Jahre einen Netzentwicklungsplan (NEP) für den Ausbau und die Modernisierung der Übertra­
gungsnetze zu erarbeiten. Erstmals geschah dies 2012 (und bis 2015 noch im jährlichen Rhyth­
mus). § 12b des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) definiert Aufgabe und wesentliche Inhalte
des NEP: ,,Die Betreiber von Übertragungsnetzen legen der Regulierungsbehörde auf der Grund­
lage des Szenariorahmens einen gemeinsamen nationalen Netzentwicklungsplan zur Bestätigung
vor. Der gemeinsame nationale Netzentwicklungsplan muss alle wirksamen Maßnahmen zur be­
darfsgerechten Optimierung, Verstärkung und zum Ausbau des Netzes enthalten, die (...) für einen
sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb erforderlich sind."

Die Erarbeitung des Netzentwicklungsplans erfolgt in mehreren Schritten:
1. Erstellung des Szenariorahmens durch die Übertragungsnetzbetreiber
2. Konsultation zum Szenariorahmendurch die Bundesnetzagentur
3. Erstellung des 1. NEP-Entwurfs durch.die Übertragungsnetzbetreiber
4. Konsultation und Überarbeitung des 1. NEP-Entwurfs
5. Überprüfung des 2. NEP-Entwurfs durch die Bundesnetzagentur
6. Konsultation des finalen NEP-Entwurfs durch die Bundesnetzagentur
Nach der Genehmigung des NEPs durch die Bundesnetzagentur wird aus dem NEP mindestens
alle drei Jahre ein verbindlicher Bedarfsplan erlassen. Mitte 2013 haben Bundestag und Bundesrat
den ersten Bundesbedarfsplan auf Basis des NEP 2012 verabschiedet. Der aktuelle Bedarfsplan
wurde 2019 verabschiedet, infolgedessen ist der nächste Bundesbedarfsplan auf Basis des NEP
2035 vorzulegen.

Für die im Bedarfsplan enthaltenen Ausbauprojekte wird anschließend ein Raumordnungsverfah­
ren durchgeführt, sofern das Projekt keine Bundesländergrenzen überschreitet. Für länderüber­
greifende Höchstspannungsleitungen ist anstelle eines Raumordnungsverfahrens die sogenannte
Bundesfachplanung vorgesehen, in deren Rahmen die Bundesnetzagentur die Trassenkorridore
bestimmt.
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Die Planungsregion Mittelthüringen ist von folgenden Projekten/Maßnahmen aus dem 2. Entwurf
des Netzentwicklungsplans 2035 betroffen:

Startnetz
• P38, Maßnahmen Nr. 27b und 27c: Von Pulgar nach Vieselbach soll die 380-kV-Freileitung

innerhalb Thüringens von einem 380-kV-Leitungsneubau mit Hochstrombeseilung abgelöst
werden (=Ersatzneubau). Abschnitt 27b sowie 27c befinden sich im Planfeststellungsverfahren.
Bei der Ablösung der bestehenden durch die neue Leitung orientiert sich die Planung an der
Bestandstrasse. Dabei können Abweichungen vom aktuellen Trassenverlauf bei der nachgela­
gerten Planung entstehen.

Zubaunetz:
• P37, Maßnahme Nr. 25a: Im 50Hertz-Abschnitt von Vieselbach über Eisenach bis zur Landes­

grenze Thüringen/Hessen ist die bestehende 380-kV-Leitung durch eine HTL-Umbeseilung mit
teilweisen Masttauschen in ihrer Leistungsfähigkeit auf 4.000 A zu steigern (=Netzverstärkung).
Hierzu sind die 380-kV-Anlagen Vieselbach und Eisenach entsprechend zu verstärken (=Netz­
verstärkung). Hierzu wären die 380-kV-Anlage in Vieselbach entsprechend zu verstärken.
Bei der Verstärkung der bestehenden Leitung orientiert sich die Planung an der Bestand­
strasse. Dabei können, u. a. im Rahmen von Masttauschen, geringfügige Abweichungen vom
aktuellen Trassenverlauf bei der nachgelagerten Planung entstehen, um insbesondere Ab­
stande zu Siedlungen zu erhöhen.

• P150, Maßnahme Nr. 463: Von Wolkramshausen nach Vieselbach soll die bestehende 220 kV­
Freileitung von einer neuen 380-kV-Leitung mit Hochstrombeseilung in vorhandener Trasse
abgelöst werden (=Ersatzneubau). Hierzu ist die 380-kV-Anlage in Vieselbach zu erweitern.
Bei der Ablösung der bestehenden durch die neue Leitung orientiert sich die Planung zunächst
an der Bestandstrasse. Dabei können Abweichungen vom aktuellen Trassenverlauf bei der
nachgelagerten Planung entstehen.

Im Rahmen der Konsultation zum 2. NEP-Entwurf 2035 hat die Planungsversammlung der RPG
diesen Entwurf auf der Grundlage der zugehörigen Unterlagen beraten und fasst folgenden Be­
schluss:

1. Im Entwurf des Umweltberichts Teil I - Ill sind auf der Seite 55 im 2. Absatz die
Sätze 4 bis 6 zu streichen.

2. Die Bundesnetzagentur wird gebeten darauf hinzuwirken, dass in die Potenzialanalyse
der für Wind onshore ,,verfügbaren Flächen" weitere großflächige Ausschlussflächen
aufgenommen werden:
• Naturparke und Biosphärenreservate, in denen die Errichtung von Windenergieanla-

gen verboten ist
• Wälder, in denen die Errichtung von Windenergieanlagen verboten ist
Bauschutzbereiche (außerhalb der Platzrunden) sind als Gebiete mit eingeschränkter
Nutzbarkeit zu betrachten.

Begründung:

Zu 1.:
Die Aussage der Sätze ist nach wie vor nicht richtig. Eine Nichtberücksichtigung der Festsetzun­
gen in Raumordnungsplänen wird mit der nicht vorliegenden Vergleichbarkeit ihrer Inhalte, ausge­
löst durch die landes- bzw. regionsspezifische Ausformung der Grundsätze des ROG, begründet.
Hier wird jedoch verkannt, dass es sich bei den Festsetzungen um Ziele bzw. Grundsätze der
Raumordnung handelt, deren Regelungstiefe oder -durchgriff in jedem Fall eindeutig und bundes­
weit einheitlich im ROG definiert sind. Auch sind und gelten die in § 2 ROG formulierten Grund­
sätze der Raumordnung bundesweit einheitlich.
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Der einzige Unterschied durch die nachfolgende Landes- bzw. Regionalplanung besteht in der
Wahl und oder Bezeichnung der für die Ausgestaltung der in § 2 ROG einheitlichen Grundsätze
verwendeten Instrumente. So weist die eine Region Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete für einzelne
Freiraumbereiche aus, während eine andere dies in einer zusammenfassenden Kategorie dar­
stellt. Inhaltlich handelt es sich aber um dieselben und deshalb eindeutig einheitlichen wie ver­
gleichbaren Planungsaussagen.
Anders verhält es sich auch nicht bei anderen Flächenkategorien wie z. B. Schutzgebieten anderer
Fachbereiche. Hier liegt lediglich eine bundeseinheitliche Bezeichnung vor. Die inhaltliche Ausdif­
ferenzierung entsprechender Gebiete ist aber dort genauso lokal spezifisch gegeben oder nicht
gegeben wie bei Flächenkategorien der Raumordnung.

Zu 2.:
Welche Ausschlussflächen bislang in die Potenzialanalyse eingezogen wurden, ist aus Tabelle
3-2 des Begleitdokuments der Forschungsstelle für Energiewirtschaft e. V. „Regionalisierung des
Ausbaus der Erneuerbaren Energien" (Seite 13) ersichtlich.
In Thüringen ist in folgenden Naturparken die Windenergienutzung ausdrücklich verboten (alle mit
Ausnahme des Naturparks Thüringer Wald):
• Naturpark Thüringer Schiefergebirge / Obere Saale
• Naturpark Eichsfeld - Hainich - Werratal
• Naturpark Kyffhäuser
• Naturpark Südharz
Das Gleiche gilt für die beiden Thüringer Biosphärenreservate „Thüringer Wald" und „Rhön", und
zwar in allen Zonen. Damit stellen diese Gebiete keine nutzbaren Waldflächen, sondern eindeutig
Ausschlussflächen dar.
Die in Thüringen existierenden Landschaftsschutzgebiete (LSG) stammen fast alle aus DDR­
Zeitenoder sogar noch aus den 1930er Jahren. Sie wurden nach der Wende in bundesdeutsches
Recht übergeleitet. In diesem Zuge wurde im Thüringer Naturschutzgesetz in § 56b Abs. 1 für alle
diese LSG pauschal ein Waldumwandlungsverbot (= Verbot der Änderung der Nutzungsart) fest­
gesetzt, sofern nicht die Unterschutzstellung, die Behandlungsrichtlinie oder der Landschaftspfle­
geplan eine entgegenstehende Regelung enthält. Dies ist in Mittelthüringen nicht der Fall: Die
Unterschutzstellungen, Behandlungsrichtlinien oder Landschaftspflegepläne aller Landschafts­
schutzgebiete relativieren das Waldumwandlungsverbot nicht. Damit sind sehr große Waldflächen,
die im Szenariorahmen als nutzbare Waldflächen dargestellt sind, für Windenergieanlagen ausge­
schlossen. In Mittelthüringen gibt es die folgenden Landschaftsschutzgebiete (LSG):
• LSG,Thüringer Wald"
• LSG „,Steigerwald"
• LSG „,Schötener Grund"
• LSG „Hainleite"
• LSG Fahner Höhe"
• LSG „Landschaftsteile zwischen Möbisburg und Egstedt"
• LSG „Esbachteich"
• LSG „Unstruttal zwischen Nägelstedt und Großvargula"
• LSG „Rinne- und Rottenbachtal"
• LSG ,,llmtal von Ottern bis Kranichfeld"
• LSG ,,Finne"
• LSG ,,Drei Gleichen"
• LSG „Bettelmannsholz"
In der Planungsregion Mittelthüringen gibt es neben dem Flughafen Erfurt weitere vier Verkehrs­
und Sonderlandesplätze, die Bauschutzbereiche von 12 km Durchmesser haben.
Auch bei diesen Bauschutzbereichen handelt es sich um übergeleitetes Recht. Das bedeutet, dass
die Bauschutzbereiche schon zu DDR-Zeiten existierten und in dieser Form in bundesdeutsches
Recht übergeleitet wurden. Dadurch sind sie wesentlich größer als die Bau-schutzbereiche, die
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nach bundesdeutschem Recht für Flugplätze genehmigt wurden und werden. Die bei der Regio­
nalisierung der Windenergienutzung angesetzten Puffer von 1.800m um Flugplätze bleiben weit
dahinter zurück. Dadurch werden die Ergebnisse der Regionalisierung ungenauer als sie sein
könnten.
Insgesamt muss festgestellt werden, dass den durch die Überleitung von Rechtsvorschriften ent­
standenen Besonderheiten der ostdeutschen Bundesländer nicht ausreichend Rechnung getra­
geo wird.

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder gesamt: 23
Anwesende Stimmberichtigte: 16
Zustimmung: 15
Gegenstimmen: 0
Enthaltung: 1
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